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Haltebefugnis zum Halten des Hunde „Kampfschmuser“


Sehr geehrter Herr Bürgermeister,


bekanntlich bin ich Halter eines tatsächlich unauffälligen und positiv wesensgesteten (Test vom ...des/der Sachverständigen ....) Hundes namens „..Kampfschmuser...“. Ich selber habe meine Sachkunde ebenso nachgewiesen wie meine persönliche Zuverlässigkeit. An dieser Sachlage hat sich nichts geändert.





Auf meinen Antrag auf Halteerlaubnis erteilten Sie mir mit Bescheid vom ....., Aktenzeichen ......, eine Erlaubnis nach der GefahrenabwehrVO gefährliche Hunde vom 15.08.2000 (GVBl. I., S. 411 ff) bzw. der nachfolgenden HundeVO vom 10.05.2002 (GVBl. I., S. 90 ff), die bis zum .... befristet ist.





Beide vorgenannten Regelungen wurden vom Hessischen Innenministerium (HMI) wegen offenkundiger Rechtswidrigkeit inzwischen aufgehoben. Nunmehr hat der HMI eine neue HundeVO vom 22.01.2003 (GBVL. I., S. 54 ff.)  – die 4. innnerhalb von 2,5 Jahren !!! - erlassen, die ebenso rechtswidrig ist wie deren Vorgängerregelungen und gegen die vor dem VGH Kassel unter dem AZ – 11 N 520/03 – ein Normenkontrollverfahren anhängig ist.





Im Hinblick hierauf beantrage ich:





Mir die Haltung des Hundes ..... weiter im Wege einer Duldung vorläufig zu gestatten, mindestens bis zur Entscheidung des VGH Kassel im Normenkontrollverfahren – 11 N 520/03 – über die Rechtswidrigkeit der HundeVO vom 22.01.2003.


Lediglich hilfsweise: Eine kostenfreie neue Erlaubnis zum Halten des Hundes ... zu erteilen und zwar für die Dauer von 4 Jahren.


Weiter vorsorglich: Vom Erlass belastender Verwaltungsakte abzusehen, hilfsweise die sofortige Vollziehung auszusetzen (§ 80 Abs. 2, 4 VwGO).





Begründung:





I.





Zum Antrag zu 1. (weitere Duldung der Haltung)





Auch die neue (4.) HundeVO vom 22.01.2003 (GVBl. I., S. 54 ff.) ist – soweit an Zugehörigkeit zu einer bestimmten Rasse anknüpfend - nichtig. Aus einer nichtigen Rechtsgrundlage können keine mich belastenden Rechtsfolgen gezogen werden, gleich ob Haltungsuntersagung, Sicherstellung, Ordnungswidrigkeitenbescheide oder Gebühren z.B. für Erlaubniserteilung.





Die Nichtigkeit ergibt sich aus folgenden Umständen:





1.





Die HundeVO vom 22.01.2003 ist mit dem Verhältnismäßigkeitsprinzip unvereinbar. So führt das BVerwG im Urteil v. 03.07.2002 - 6 CN 8.01 - in konsequenter Anwendung des Verhältnismäßigkeitsprinzips (§ 4 HSOG) sowie polizeirechtlicher Grundsätze – aus,


“daß nach Bestehen dieses Tests (Anm. des Unterzeichners: gemeint ist der Wesenstest) keine weiteren Anforderungen an die Hundehaltung gestellt werden, weil dann der Gefahrenverdacht ausgeräumt ist“ (= DÖV 2003, S. 84, rechte Spalte).





Der VGH Mannheim vom 22.04.2002 – 1 S 1667/00 – hat entschieden, dass  eine HundeVO, die den Haltern „gefährlicher“ (Listen-)Hunde bestimmte Pflichten auferlegt, nicht unwiderlegbar Hunde bestimmter Rassen als gefährlich einstufen darf. Auch den Haltern solcher (Listen-)Hunde muss die Möglichkeit eingeräumt werden, den Hund einem Wesenstest zu unterziehen und damit nachzuweisen, dass dieser entgegen der Vermutung nicht (hyper-)gefährlich ist. Dies gebieten sowohl das Gebot der Gleichbehandlung als auch das Verhältnismäßigkeitsprinzip.





Dies entspricht im übrigen der Rechtsprechung des VGH Kassel im Urteil vom 29.08.2001 – 11 N 2497/00 - (VR 2002, 209 ff.: Nichtigerklärung des § 2 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 GefahrenabwehrVO vom 15.08.2000, GVBl. I., S. 411 ff).





Ergo: Hat ein „Listenhund“ den Wesenstest einmal positiv bestanden, also die vermutete Gefahr widerlegt, hat er fortan als „normaler“ Hund zu gelten und dürfen keine weiteren Anforderungen mehr gestellt werden.





2.





Die Regelung des § 2 Abs. 1 Satz 2 HundeVO (Listung von Hunderassen mit angeblich unwiderleglich vermuteter Hyperaggressivität) wie auch des § 71 a Abs. 1 HSOG ist sachwidrig und entbehrt jedes objektiven sachlichen Grundes, weshalb sie mit Art. 3 Abs. 1 GG unvereinbar ist (ebenso: VGH Mannheim vom 18.08.1992 - 1 S 2550/91 - in NVwZ 1992, S. 1105 = VBlBW 1993, S. 99, mit zust. Anm. Hamann in NVwZ 1993, S. 250; OVG Bremen vom 06.10.1992 - 1 N 1/92 - in DÖV 1993, S. 576; OVG Saarlouis vom 01.02.1993 - 3 N 3/93 - in Amtlichen Sammlung der OVG Rheinland Pfalz und Saarland, Bd. 24, S. 412 - 426 = NuR 1993, 1993, S. 168 sowie Juris; VGH Mannheim vom 26.04.1999 - 1 S 2214/98 - in NVwZ 1999, S. 1016 = Unser Rassehund 1999, S. 5 ff = DVBl 1999, S. 1233 (LS)).





So führt das OVG Lüneburg in einem Beschluss (OVG Lüneburg vom 18.10.2002 – 13 LA 246/02) aus, es sei „inzwischen sehr deutlich, dass die Aufstellung abstrakter „Kampfhunde-Rasselisten“ wissenschaftlich nicht gesichert ist“.





Das OVG Schleswig-Holstein führt in seinem Urteil vom 29.05.2001 – 4 K 8/00 – (NVwZ 2001, 1300) aus:


„Allerdings wäre die Annahme einer wirksamen Förderung der Gefahrenabwehr hier nur dann sachlich gerechtfertigt, wenn tatsächlich aus der Zugehörigkeit zu einer bestimmten Rasse bereits geschlossen werden könnte, dass ein Hund gefährlich ist. Der Antragsgegner trägt dazu vor, dass sich die Gefährlichkeit insbesondere aus dem Aggressionsverhalten bestimmter Rassen ergäbe. Diese Einschätzung lässt sich mit dem derzeit vorliegenden und veröffentlichten Stand kynologischen Fachwissens indes nicht rechtfertigen.“





3.





Das BVerwG führt im Urteil vom 03.07.2002 – 6 CN 8.01 – (ebenso: OVG Magdeburg vom 12.12.2002 - 2 K 204/02 -; BVerwG vom 18.12.2002 - 6 CN 1.02, 3.01, 4.01 -) aus:


„....Fehlt es demnach an ausreichenden Belegen für einen kausalen Zusammenhang zwischen Rassezugehörigkeit �und Schadenseintritt und somit an einer abstrakten Gefahr auf Grund der Rassezugehörigkeit, erlaubt das allgemeine Gefahrenabwehrrecht keine Maßnahmen des Verordnungsgebers, die allein an die Rassezugehörigkeit anknüpfen. Derartige Regelungen gehören zur Gefahrenvorsorge und bedürfen, wie dargelegt, einer speziellen gesetzlichen Grundlage. Namentlich hat der Gesetzgeber die etwaige Einführung sogenannter Rasselisten selbst zu verantworten.“ (vgl. DÖV 2003, S. 83 f.)





Die so verstandene Selbstverantwortung des parlamentarischen Gesetzgebers kann nur so verstanden werden, dass der Gesetzgeber selbst über die zu listenden Hunderassen-/sorten zu entscheiden und diese zu verantworten hat. Nur so ist eine parlamentarische Kontrolle möglich, kann externer Sachverstand im Rahmen des Gesetzgebungsverfahren einfließen und werden die hessischen Hundehalter endlich den Willkürregelungen des HMI entzogen, dem es beliebt, eine „codificatio nonsens“ nach der nächsten zu schaffen.





4.





Zudem ist § 71 a Abs. 1 HSOG völlig ungeeignet, die streitgegenständliche HundeVO zu tragen bzw. rechtfertigen. Nach § 71 a Abs. 1 Satz 2 HSOG können sie (gemeint sind Gefahrenabwehrverordnungen) Rassen oder Gruppen von Hunden und deren Kreuzungen bestimmen, bei denen aufgrund von statistischen Erhebungen, Erfahrungen, rassespezifischen Merkmalen, Zucht, Haltung, Ausbildung, oder Abrichtung eine über das natürliche Maß hinausgehende Kampfbereitschaft, Angriffslust, Schärfe, oder aufgrund einer anderen in ihrer Wirkung vergleichbaren menschen- oder tiergefährdenden Eigenschaft eine Gefährlichkeit vermutet wird.





Die geforderte Hyperaggressivität aufgrund der vorgenannten Tatbestandsmerkmale ist nicht gegeben, sondern fachwissenschaftlich inzwischen widerlegt, was sich auch in der neueren Rechtsprechung widerspiegelt (vgl. nur OVG Lüneburg vom 18.10.2002 - 13 LA 246/02; OVG Schleswig Holstein vom 29.05.2001 – 4 K 8/00 - NVwZ 2001, 1300).





Dies gilt insbesondere auch für die „statistischen Erhebungen“ des HMI:





Die Unergiebigkeit der eigenen Statistik gesteht das HMI im Schreiben vom 30.12.2002 (AZ LPP 72 – L-021-a-02-27) „Durchführung der GefahrenabwehrVO über das Halten und Führen von Hunden vom 10.05.2002 – Statistik über Vorkommnisse mit Hunden“, = Anlage zum Schriftsatz des Antragsgegners vom 15.01.2003 im Nk-Verfahren VGH Kassel – 11 N 2751/02 - ein, wenn dort auf S. 2 „erhebliche Probleme“ und auf S. 3 „unrichtige Daten“ zugegeben werden müssen. Dies soll exemplarisch an einigen Beispielen verdeutlicht werden.





Schreiben vom 30.12.2002 (AZ LPP 72 – L-021-a-02-27) „Durchführung der GefahrenabwehrVO über das Halten und Führen von Hunden vom 10.05.2002 – Statistik über Vorkommnisse mit Hunden“, = Anlage zum Schriftsatz des Antragsgegners vom 15.01.2003 im Verfahren – 11 N 2751/02 -: 5.623 Erlaubnisanträge (vom 15.07.00 – 30.09.2002)


Schreiben vom 04.07.2002 (AZ LPP 72 – L-021-a-02-27) „Durchführung der (alten) GefahrenabwehrVO gefährliche Hunde vom 15.08.2000 – Statistik über Vorkommnisse mit Hunden“, = Anlage zum Schriftsatz des Antragsgegners vom 20.11.2002 im Verfahren – 11 N 2751/02 -: 6.367 Erlaubnisanträge (vom 15.07.00 – 31.05.02).





Schreiben vom 30.12.2002 (AZ LPP 72 – L-021-a-02-27) „Durchführung der GefahrenabwehrVO über das Halten und Führen von Hunden vom 10.05.2002 – Statistik über Vorkommnisse mit Hunden“, = Anlage zum Schriftsatz des Antragsgegners vom 15.01.2003 im Verfahren – 11 N 2751/02 -: 336 sichergestellte Hunde (vom 15.07.00 – 30.09.2002)


Schreiben vom 04.07.2002 (AZ LPP 72 – L-021-a-02-27) „Durchführung der (alten) GefahrenabwehrVO gefährliche Hunde vom 15.08.2000 – Statistik über Vorkommnisse mit Hunden“, = Anlage zum Schriftsatz des Antragsgegners vom 20.11.2002 im Verfahren – 11 N 2751/02 -: 370 sichergestellte Hunde (vom 15.07.00 – 31.05.02).





Während überhaupt nur ein Mensch von einem Staffordshire Bullterrier leicht verletzt wurde, wurden z.B. 3 Menschen von Pudeln leicht verletzt, ohne damit diese Rasse in irgendeiner Weise inkriminieren zu wollen. Deutlicher kann die Absurdität und Untauglichkeit der Rasseliste nicht zu Tage treten. Auf eine polizeirechtliche Motivation kann sich der HMI hier jedenfalls nicht mehr berufen.








II.





Zum Antrag zu 2. (Vorsorgliche kostenfreie Halteerlaubnis):





Rein vorsorglich beantrage ich rechtzeitig die Verlängerung der Erlaubnis für den maximal zulässigen Zeitraum, d.h. 4 Jahre. Da sogar tatsächlich gefährlichen bzw. bereits verhaltensauffälligen Hunden eine Erlaubnis bis zu 4 Jahren erteilt werden kann (§ 3 Abs. 1 Satz 2 HundeVO), wäre es eine willkürliche Ungleichbehandlung, wenn tatsächlich unauffällige und positiv wesensgestete Listenhunde rechtlich schlechter behandelt würden.





Die Erlaubnisvoraussetzungen sind sämtlich nach wie vor erfüllt. Insbesondere liegt Ihnen ein positiver Wesenstest meines Hundes (vgl. oben unter I.), mein Sachkundenachweis sowie ein polizeiliches Führungszeugnis vor. Insoweit verweise ich auf die Unterlagen, die Ihnen im Rahmen der letzten Erlaubnis vorgelegt wurden. An den tatsächlichen Verhältnissen hat sich seitdem nichts geändert.





III.





Zum Antrag zu 3 (kein Erlass belastender Verwaltungsakte mit Sofortvollzug):





Aus den vorstehenden Ausführungen folgt ohne weiteres, dass sämtliche Bescheide, die auf die nichtige HundeVO gestützt werden, ebenfalls nichtig sind, d.h. die ausführenden Exekutivorgane rechtswidrig handeln nebst allen daraus folgenden verwaltungs-, disziplinarrechtlichen und ggf. auch strafrechtlichen (z.B. Nötigung) Konsequenzen. Eine spätere Berufung auf Unkenntnis oder Fehleinschätzung wird angesichts der vorstehenden Ausführungen verwehrt sein.





Da offensichtliche und massive Zweifel an der Rechtsmäßigkeit jedes auf die HundeVO – soweit Listenhunde betreffend (§ 2 Abs. 1 Satz 2) - gestützten Bescheides bestehen, ist von der Anordnung des Sofortvollzuges abzusehen bzw. einem Widerspruch gegen einen solchen Bescheid, sollte er gleichwohl ergehen, die aufschiebende Wirkung zuzubilligen und die Vollziehung auszusetzen (§ 80 Abs. 4 VwGO).





Entgegenstehende öffentliche Interessen, insbesondere eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit durch meinen Hund, sind angesichts des positiven Wesenstests und der tatsächlichen Unauffälligkeit tatsächlich nicht im Ansatz gegeben.





IV.





Sollten Sie Hinderungsgründe sehen, antragsgemäß zu entschieden, darf ich Sie bitten, mir diese umgehend schriftlich mitzuteilen, diese nachvollziehbar zu begründen sowie ggf. Kopien der HundeVO bzw. Ausführungsbestimmungen beizufügen, damit ich Ihre Rechtsauffassung von einem Anwalt prüfen lassen kann.





Als rechtstreuer Bürger und verantwortungsbewusster Hundehalter bin ich selbstverständlich bereit, meinen (rechtmäßigen) rechtsstaatlichen Pflichten nachzukommen. Genau wie Sie als zuständige Behörde leide ich nun schon seit ca. 2,5 Jahren unter den diversen aufgehobenen, außer Vollzug gesetzten (vgl. VGH Kassel vom 08.09.00 - 11 NG 2500/00 – in NVwZ 2000, 1438 = DVP 2001, 302) und für nichtig erklärten (vgl. VGH Kassel vom 29.08.2001 - 11 NG 2497/00 - in VR 2002, 209 = DVBl 2001, 1628 (LS) = HessGVBl 2001, Teil.I, S. 588) HundeVO eines offenbar verblendeten HMI, dem nichts besseres einfällt, als eine rechtlich und fachkundliche „codificatio nonsens“ durch die nächste abzulösen – ein in einem Rechtsstaat unerträglicher Zustand.





Für Rückfragen stehe ich Ihnen gern zur Verfügung. Vorab bereits vielen Dank für Ihre Bemühungen.





Mit freundlichen Grüßen


Thomas Mustermann


Kopie: -


Anlage: -


� Dies führt zum Verstoß gegen Art 3 Abs. 1 GG (vgl. I., 2.)





�PAGE  �4�


T. Mustermann: HundeHaltung











